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Möglichkeiten der Wiederbelebung der Andenintegration:
Ökonomische Bewertung der Pläne der Junta

FEDERICO FODERS

/. Problemstellung

Die weltwirtschaftlichen Ereignisse der siebziger und achtziger Jahre haben
in Lateinamerika eine Reihe von Fehlreaktionen ausgelöst. Die drastische
Verschiebung der Rohölpreise nach 1973 bedeutete für die meisten Länder
dieser Region eine Verschlechterung ihrer terms of trade; mit dem "Neuen
Protektionismus" nahm der Anteil Lateinamerikas am Welthandel rapide
ab. Eine angemessene Antwort der bereits unter Anpassungszwang stehen-
den lateinamerikanischen Länder auf diese Herausforderungen blieb aus.
Sie wählten den Weg der Auslandsverschuldung, anstatt sich dem weltwei-
ten Strukturwandel anzuschließen und ihn als Chance für die Sanierung und
Neurorientierung ihrer angeschlagenen Wirtschaften zu nutzen.

Als sich Anfang der achtziger Jahre eine Wende auf den internationalen
Kapitalmärkten abzeichnete, nicht zuletzt in Zusammenhang mit dem hohen
Haushaltsdefizit in den Vereinigten Staaten, wurde der Anpassungsdruck
ungleich stärker. Damit wurde deutlich, daß diese Länder nicht nur den
Strukturwandel verpaßt hatten, sondern auch, daß die an sie gewährten Kre-
dite keine spürbare Verbesserung. ihrer wirtschaftlichen Verfassung ge-
bracht hatten. Um Schlimmeres abzuwenden, reagierten viele lateinameri-
kanische Länder in ihrer prekären Zahlungsbilanzsituation mit der Einfüh-
rung massiver Handelshemmnisse und trugen so zu einem allgemeinen Des-
integrationsprozeß in der Region bei. Die Lateinamerikanische Freihandels-
zone (ALALC) distanzierte sich daraufhin von ihrem internen Multilatera-
lismus und schaffte - unter dem neuen Namen ALADI - die institutionellen
Voraussetzungen für den in Lateinamerika nunmehr aufkommenden Bilate-
ralismus.

Die wahrscheinlich anspruchsvollste Form der Zusammenarbeit zwi-
schen Entwicklungsländern, die bisher initiiert wurde, diejenige im Rahmen
des Andenpakts, ist von dieser Entwicklung nicht verschont geblieben. Sie
hat nach der Verschuldungskrise von 1982 ihren Tiefpunkt erreicht. Dies
veranlaßte die Organe des Andenpakts (Kommission, Junta) zu einer Über-
prüfung ihrer bisherigen Integrationspolitik und zur Ausarbeitung neuer
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Vorschläge, mit dem Ziel, nach realistischen Möglichkeiten für eine Reakti-
vierung der Andenintegration unter veränderten Rahmenbedingungen zu
suchen.

Inzwischen hat die Andenpakt-Kommission in ihrer Entscheidung 217
vom 11. Mai 1987 den Mitgliedsländern ein Änderungsprotokoll zum Ver-
trag von Cartagena zur Zeichnung und anschließender Ratifizierung vorge-
legt. Ob und inwieweit die Pläne der Junta zum Integrations- und insbeson-
dere zum Entwicklungsziel beitragen können, soll in diesem Beitrag aus
ökonomischer Sicht untersucht werden. Ausgangspunkt der Analyse soll ei-
ne erste Bestandsaufnahme der Integrationserfahrungen sein, die bislang im
Andenpakt gesammelt wurden.

//. Integrationserfahrungen im Andenraum: Eine Bestandsaufnahme

Die von vielen Entwicklungsländern verfolgte Außenwirtschaftspolitik
zielt darauf ab, ihre Zahlungsbilanzposition nachhaltig zu verbessern. Zah-
lungsbilanzprobleme sind kein notwendiges Übel im Entwicklungsprozeß.
Sie entstehen als Folge oder Begleiterscheinung der gewählten Entwick-
lungsstrategie und/oder der praktizierten Wirtschaftspolitik. Die S taaten La-
teinamerikas sind in der Nachkriegszeit der Politikempfehlung der CEPAL
gefolgt und haben sich für eine binnenmarktorientierte Entwicklungsstrate-
gie entschieden. Dabei haben sie eine weitgehende Abkoppelung vom Welt-
markt in Kauf genommen, da sie von der Hypothese ausgegangen waren,
daß eine Integration in die Weltwirtschaft eher schädlich für ihre wirtschaft-
liche Entwicklung ist.

Die einseitige Orientierung nach innen stellte sich langfristig als eine
ernsthafte Belastung ihrer Wirtschaften heraus und nicht - wie sie erwartet
hatten - als Quelle neuen Wohlstands. Dafür waren mehrere Faktoren aus-
schlaggebend: die Enge der nationalen Märkte, der wachsende Importbedarf
bei gleichzeitig abnehmender Exportleistung sowie die Erkenntnis, daß
allzu kapitalintensive Industrialisierungspläne am Arbeitsmarkt vorbeige-
hen, sich als Hemmnis für die Landwirtschaft erweisen und letztendlich ei-
ner außenwirtschaftlichen Spezialisierung im Weg stehen (Don-
ges/Hiemenzl9S6).

Die Nachteile der exzessiven Importsubstitution im industriellen Bereich
sind in mehreren Ländern dieser Region frühzeitig erkannt worden. Doch
anders als in Südostasien war in Lateinamerika die Bereitschaft zu einer stär-
keren Orientierung nach außen sehr gering. Man hat sich damit begnügt, pa-
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rallel zu den Anreizen für den Binnenmarkt auch Anreize für den Export ein-
zuführen, mit dem Ergebnis, daß der Protektionsgrad der Wirtschaft insge-
samt gesehen nahezu unverändert geblieben ist. Die Exportförderung allein
war offenbar nicht in der Lage, den preisverzerrenden Effekt der Importpro-
tektion zu neutralisieren.

Die Mehrheit der lateinamerikanischen Länder strebte überdies danach,
durch eine flexiblere Strategie der Importsubstitution auf regionaler Ebene
aus der Sackgasse der übertriebenen Importsubstitution auf nationaler Ebe-
ne herauszufinden. Der damals noch junge Versuch einer wirtschaftlichen
Integration in Westeuropa hatte in Lateinamerika große Hoffnungen ge-
weckt und wurde dort als Vorbedingung für eine regionale Importsubstitu-
tion interpretiert. So kam im Jahr 1960 (zwei Jahre nach Inkrafttreten des
EWG-Vertrags) der Vertrag von Montevideo zustande, der die rechtliche
Grundlage für die Lateinamerikanische Freihandelszone (ALALC) dar-
stellte.

In den ersten Jahren der lateinamerikanischen Integration zeichnete sich
indes eine bedenkliche Entwicklung ab: Die verhältnismäßig "großen" Län-
der, wie Argentinien, Brasilien und Mexiko, die bereits über eine längere In-
dustrialisierungserfahrung verfügten, erzielten häufig Überschüsse im intra-
regionalen Handel, während die "kleineren" Länder mit einer weniger diver-
sifizierten Produktionsstruktur wiederholt im Defizit waren. Die Unzufrie-
denheit mit der ungleichen Verteilung der Handelsgewinne innerhalb der
ALALC führte schließlich im Jahr 1969 zur Gründung des Andenpaktes, al-
lerdings nicht als selbständige Organisation, sondern als subregionale Grup-
pe in der Freihandelszone1.

Im Gegensatz zur ALALC, die als eine Handelspräferenzzone auf der Ba-
sis gegenseitiger Meistbegünstigung konzipiert war, setzte sich der Anden-
pakt eine EG-ähnliche Wirtschaftsgemeinschaft als Ziel.

Der von den Mitgliedsländern gewünschte Grad an wirtschaftlicher Zu-
sammenarbeit soll mit Hilfe der in Artikel 3 des Vertrags von Cartagena vor-
gesehenen Maßnahmen erreicht werden. Im folgenden werden die bisheri-
gen Integrationserfahrungen im Andenraum am Beispiel einer Auswahl die-
ser Maßnahmen untersucht:

- die Harmonisierung der Wirtschaftspolitik,
- die Errichtung eines gemeinsamen Außenzolls und
- die Schaffung eines regionalen Binnenmarktes.
Freilich müßte eine umfassende Bestandsaufnahme auch andere Aspekte

einschließen, wie die sektoralen Industrialisierungsprogramme, die Annä-
herung der nationalen Gesetzgebung (besonders bezüglich der Behandlung
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ausländischer Direktinvestitionen), die Förderungsprogramme für die
Landwirtschaft, die finanzielle Kooperation und die für den Ausbau des in-
trasubregionalen Handels nicht unwichtige räumliche Integration. Die hier
getroffene Auswahl, die im wesentlichen datenbedingt ist, dürfte jedoch
ausreichen, um Anhaltspunkte für eine ökonomische Bewertung sowohl der
bisherigen Integrationsbemühungen als auch der Zukunftspläne der Junta zu
gewinnen.

1. Harmonisierung der Wirtschaftspolitik in den Andenländern

Nach Artikel 26 des Vertrags von Cartagena sind die Länder des Andenpakts
zur Harmonisierung verschiedener Politikbereiche verpflichtet. Im Hinblick
auf die wirtschaftliche Integration im Andenraum sind davon vor allem die
Geld-, Kredit-, Wechselkurs-, Finanz- und Handelspolitik von Bedeutung.
Welcher Grad an wirtschaftlicher Konvergenz bisher in den Andenländern
verwirklicht werden konnte, kann am besten an den Indikatoren der wirt-
schaftlichen Entwicklung (Tabellen 1 bis 5) abgelesen werden. So zeigen die
realwirtschaftlichen Indikatoren, daß im Zeitraum 1970-1980 nur Ecuador
durchweg Zuwächse des Pro-Kopf-Einkommens aufweist. Bolivien und
Kolumbien haben in dieser Periode mindestens einmal einen Einkommens-
rückgang hinnehmen müssen, während Peru und Venezuela mehrere Rück-
gänge zu verzeichnen hatten. War die Einkommensentwicklung in den sieb-
ziger Jahren nicht einheitlich, so kann für die erste Hälfte der achtziger Jahre
festgestellt werden, daß sie sich in allen Mitgliedsländern des Andenpakts
dramatisch verschlechtert hat.

Auffallend ist auch der allgemein unstetige Verlauf der Bruttoinvestition.
Lediglich Venezuela fällt hier aus dem Rahmen, da dieses Land zumindest
bis 1977 infolge deutlich gestiegener Erdölausfuhren eine beachtenswerte
Dynamik entfalten konnte. Die mit Ausnahme Venezuelas eher schwache
Investitionstätigkeit in den Untersuchungsländern überrascht wegen der in
diesem Zeitraum kräftig gestiegenen Auslandsverschuldung und der expan-
siven Kreditpolitik, die in den einzelnen Ländern verfolgt wurde. Offenbar
sind diese Mittel nur zum Teil produktiven Verwendungen zugeführt wor-
den. Aufschluß über ihren Verbleib gibt die Disaggregation der Investitio-
nen, je nachdem, ob sie von privaten Unternehmen oder vom Staat vorge-
nommen wurden. Es zeigt sich, daß sich die privaten Investitionen überwie-
gend auf Venezuela konzentriert haben. In Bolivien und Peru dominierten

38



Tabelle 1 - Bolivien: Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung 1970-
1985

Jahr

1970

1971
1972
1973
1974
1975

1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985

Reale Indikatoren

BIP3

-

4,8
5,7
6,4
5,0
6,4

5,9
4,1
3,3
0,2

-u
0,4

-2,9
-6,8
-0,9
-1,8

BIP
pro
Kopf

-

3,9
5,2
5,8
3,3
3,5

3,1
1,5
0,7

-2,6
-4,2

-2,4
-5,6
-9,5
-3,7
-4,6

Brutto-
investi-
tion1'

-

0
30,0
24,8

-14,3
16,0

15,8
2,6

196,8
-190,8

-32,9

-5,4
15,9
-7,7
-0,8
3,0

Monetäre Indikatoren

Infla-
tion0

Geldmenge

M Q

Wech-
sel-
kurs6

Jährliche Veränderungen8 (vH)

-

0
10,5
26,2
48,0

9,1

4,3
6,1

11,1
17,7
38,6

25,5
84,4

130,6
262,6
477,5

-

12,0
12,2
40,6
28,8
22,3

18,2
28,8
11,8
10,5
40,6

18,2
117,0
112,1
294,1
411,9

-

20,9
26,9
14,7
41,4
69,3

40,6
51,1
18,2
9,5

28,8

40,6
117,9
81,4

205,1
486,5

-

0
11,2
40,9

0
0

0
0
0

1,9
18,4

0
95,7

128,1
231,0
525,2

Staat

Aus-
gaben

-

20,0
16,7
51,2
37,9
14,7

25,8
39,5

5,2
26,4
35,9

10,9
169,0
100,7
314,1
470,3

Defi-
zit

-

69,3
15,4
34,6

-185,0
-13,1

43,2
181,3

-9,8
79,8
37,9

2,7
240,7
102,7
320,9
453,6

ZB-
Kreditf

-

69,3
0
0

-69,3
69,3

40,5
28,8
22,3
58,8
51,1

18,2
166,4
116,3
240,1

-595,2

a Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1980;
Bruttoanlageinvestition in Preisen von 1980;

c Verbraucherpreisindex (1980 = 100);
d M = Money = Bargeld und private Sichtguthaben; Q = Quasi Money = Spar- und Termi-

neinlagen in einheimischer und fremder Währung;
e Einheiten einheimischer Währung pro US-Dollar;

Zentralbankkredit an den Staat.
g Logarithmische Veränderungen

Quelle: IMF: - eigene Berechnungen
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Tabelle 2 - Ecuador: Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung 1970-
1985

Jahr

1970

1971
1972
1973
1974
1975

1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985

Reale Indikatoren

BIP3

-

6,1
13,5
22,6

6,2
5,4

8,8
6,3
6,4
5,2
4,8

3,9
1,2

-2,9
4,1
4,4

BIP
pro
Kopf

-

2,6
10,2
19,2
3,0
2,4

5,9
3,5
3,5
2,3
1,9

1,0
-1,8
-5,7
1,3
1,5

Brutto-
investi-
tionb

-

32,0
-10,6
13,0
22,9
24,8

6,6
16,5
13,4
0,3

10,2

-3,9
4,3

40,7
2,5

10,9

Monetäre Indikatoren

Infla-
tion0

Geldmenged

M Q

Wech-
sel-
kurs6

Jährliche Veränderungen8 (vH)

-

7,9
7,6

12,4
20,9
14,2

10,3
12,3
10,9
9,9

12,2

15,2
15,1
39,5
27,2
24,7

-

11,5
22,0
29,9
40,1

8,4

21,8
27,0

9,7
24,2
24,5

14,3
16,8
26,3
30,5

_h

-

22,0
17,7
18,8
28,6
12,9

23,7
1,3

11,6
40,5
20,8

10,0
38,9
10,9
56,5

_h

-

17,8
0

. 0
0
0

0
0
0
0
0

0
18,3
38,5
34,9
10,6

Aus-
gaben

-

15,7
4,0

20,3
37,3
13,6

25,3
26,2
-2,3
14,2
52,7

29,8
13,9
14,1
36,2
45,1

Staat

Defi-
zit

-

1,1
4,9
-5,6
0,7
3,6

8,7
21,9

-21,1
4,7
16,5

211,6
285,8

-381,4
-95,6

-123,5

ZB-
Kreditf

-

17,2
-1,6

-16,5
60,6
11,5

4,2
-26,1

-151,5
138,9
18,3

-0,4
97,4
42,4

-19,5
_h

Daten nicht verfügbar.

Die übrigen Begriffe und Symbole werden in Tabelle 1 erläutert.

Quelle: IMF: - eigene Berechnungen.
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Tabelle 3 - Kolumbien: Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung 1970-
1985

Jahr

1970
1971
1972
1973
1974
1975

1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985

Realelndikatoren

BIP*

_

5,8
7,4
6,5
5,6
2,3

4,6
4,1
8,1
5,2
4,0

2,3
0,9
1,6
3,3
2,4

BIP
pro
Kopf

_

3,1
4,7
3,5
2,8

-0,5

1,7
4,5
5,4
3,4
2,0

0,2
-1,1
-0,4

1,3
0,4

Brutto-
investi-
tion1'

_

4,2
-1,2
4,1
9,9

42

12,5
-8,0
13,2
5,0

13,3

3,6
0

0,5
7,1

-0,7

Monetäre Indikatoren

Infla-
. C

Geldmenge*1

M Q

Wech-
sel-
kurs6

Jährliche Veränderungen^ (vH)

_

8,6
12,6
18,8
21,8
20,6

18,4
28,6
16,4
22,1
23,5

24,3
22,0
18,0
15,0
21,6

_

11,2
24,0
26,8
16,4
18,3

29,8
26,5
25,0
22,2
24,7

18,8
22,6
21,1
21,6
10,2

20,0
35,0
45,7
45,9
29,1

27,4
36,7
23,6
15,7
67,4

50,1
13,6
25,1
21,2
29,7

_

7,8
9,3
7,8
9,8

17,1

11,5
5,8
6,1
8,5

10,5

14,2
16,2
20,7
24,6
34,5

Aus-
gaben

_

41,3
22,5
21,8
21,8
31,0

10,9
31,2
27,5
35,9
37,7

27,6
26,7
13,4

_h
_h

Staat

Defi-
zit

_
2,4
4,0
1,6

-2,8
-5,6

-10,3
1,3

-2,6
33,7
45,0

568,9
-518,1

-66,7
h

_h

ZB-
TV" Jj - f
JvICtilL

_

25,9
15,5
23,3
35,6
37,4

5,9
36,9

-26,6
-53,9
-17,4

41,8
102,4
56,2
72,4
4,6

h Daten nicht verfügbar.

Die übrigen Begriffe und Symbole werden in Tabelle 1 erläutert.

Quelle: IMF: - eigene Berechnungen.
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Tabelle 4 - Peru: Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung 1970-1985

Jahr

1970

1971
1972
1973
1974
1975

1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985

Reale Indikatoren

BIP3

-

4,6
1,9
4,9
6,8
4,7

0,9
-0,1
0,7
6,2
4,4

4,3
0,3

13,2
3,9
1,4

BIP
pro
Kopf

-

1,8
-0,8
2,3
4,3
2,1

-1,7
-2,6
-1,9
3,7
1,8

1,8
-2,3

-15,7
1,3

-1,2

Brutto-
investi-
tion1'

-

14,5
-21,8
59,1
28,1
-3,1

-13,0
-15,2
-27,7

9,6
30,9

18,7
-7,5

-50,6
-9,1

-22,9

Monetäre Indikatoren

Infla-
tion0

Geldmenge*1

M Q

Wech-
sel-
kurs6

Jährliche Veränderungen8 (vH)

-

5,4
7,6
9,3

15,4
21,4

28,6
32,3
45,6
51,0
46,5

56,2
49,7
74,7
74,3
96,8

-

4,4
17,6
13,3
19,1
-5,5

-5,6
-13,2

-8,1
2,2

-0,9

-17,9
-19,9

-7,4
2,7

38,1

-

4,1
-0,1
3,6

4,5
-11,5

-15,0
7,2

37,9
42,9
38,1

11,7
21,3
-1,5
14,1

-33,7

-

0
0
0
0

15,1

40,2
46,6
55,9
26,3
28,9

44,2
66,9
83,0
92,0
89,5

Staat

Aus-
gaben

-

15,0
13,2
17,7
7,2

39,0

40,1
37,8
40,2
49,2
70,9

51,4
45,3
69,0
72,0
94,5

Defi-
zit

-

89,8
28,8
26,7

0
77,5

45,8
49,1

1,5
-149,5
205,1

108,9
29,2

144,0
33,3
15,7

ZB-
Kreditf

-

21,1
21,8
30,2
14,1
18,5

25,6
4,7
1,9

-56,8
-10,5

-3,0
-0,1
42,3
-8,6

-53,0

Die Begriffe und Symbole werden in Tabelle 1 erläutert.

Quelle: IMF: - eigene Berechnungen.
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Tabelle 5 - Venezuela: Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung 1970-
1985

Jahr

1970

1971
1972
1973
1974
1975

1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985

Reale

BIP3

-

3,0
2,7
6,1
5,9
5,9

8,4
6,5
2,1
1,3

-2,0

-0,3
0,7

-5,8
-1,4
0,3

Indikatoren

BIP
pro
Kopf

-

-0,2
-0,4
3,0
2,8

-2,6

4,9
3,0

-1,4
-2,0
-5,2

-3,3
-2,3
-8,6
4,1
-2,5

Brutto-
investi-
tion1'

-

11,5
14,4
12,2
42

28,0

26,2
27,0
10,3

-20,7
-21,8

-6,5
-8,6

-29,9
-26,3

7,7

Monetäre Indikatorer

Infla-
tion6

Geldmenge*1

M Q

l

Wech-
sel-
kurs6

Jährliche Veränderungen8 (vH)

-

3,1
2,8
4,1
8,0
9,6

7,4
7,6
6,8

11,7
19,5

15,0
9,1
6,1

11,5
10,8

-

15,6
18,5
17,9
34,7
37,6

15,1
22,7
13,6
8,5

16,8

9,9
5,4

18,9
21,3
7,8

-

15,8
23,4
19,0
16,8
43,5

33,6
24,2
14,7
2,5

16,3

22,7
18,4
18,9
9,3

14,3

-

-0,1
-1,1

- -2,2
-0,5

0

0,1
0,1

0
0
0

0
0

0,1
49,0

6,7

Staat

Aus-
gaben

-

12,1
13,7
11,2
47,2
18,6

17,4
25,5
9,3

4,6
23,2

41,3
-0,1
-9,1
11,0

_h

Defi-
zit

-

-6,1
2,6

-8,2
-20,5
21,0

41,3
46,9

7,4
-100,2

22,4

41,3
452,9

410,3
-148,2

_h

ZB-
Kreditf

-

-02
0,4

4,0
-120,0
419,7

296,7
123,9
50,1

-10,4
50,0

34,5
28,1

3,7
-6,2

-109,5

Daten nicht verfügbar.

Die übrigen Begriffe und Symbole werden in Tabelle 1 erläutert.

Quelle: IMF: - eigene Berechnungen.
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die staatlichen Investitionen; Kolumbien und Ecuador nehmen diesbezüg-
lich eine mittlere Position ein.

In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre ist in den Andenländern ein An-
stieg des Preisniveaus, nach 1980 sogar eine merkliche Beschleunigung der
Inflation ebenso wie eine höhere Variabilität der Inflationsraten zu beobach-
ten. Dabei traten zwei Länder besonders hervor, Bolivien und Peru. Wäh-
rend es im ersten Land zur Hyperinflation kam, konnte in Peru eine ähnliche
Entwicklung zunächst verhindert werden. Mit den zum Teil hohen Preisstei-
gerungen ging eine übermäßige Ausdehnung der Geldmenge einher, vor al-
lem des Zentralbankkredits an den Staat zur Finanzierung des - in Bolivien
und Peru - aus dem Ruder gelaufenen Haushaltsdefizits. Hinzu kommt, daß
die ebenfalls hohen Kredite aus dem Ausland und die in einigen Andenlän-
dern angesammelten Devisenreserven nicht ohne Einfluß auf das inländi-
sche Geldangebot geblieben sind.

Eine permissive Geldmengenexpansion birgt nicht nur Gefahren für die
Preisstabilität in sich, sondern auch für die Wechselkurspolitik. Alle Anden-
paktländer, außer Kolumbien, haben in den siebziger Jahren Perioden fester
Wechselkurse gehabt. Bei steigendem inländischen Preisniveau führt ein fe-
ster Wechselkurs in der Regel zu einer Überbewertung der heimischen Wäh-
rung, ähnlich wie bei Abwertungen, die unter der Inflationsrate bleiben, wie
z.B. in Bolivien und Peru von 1979 bis 1981 geschehen. Die Wirkung einer
solchen Wechselkurspolitik kann an der Entwicklung des realen Wechsel-
kurses veranschaulicht werden: Ein mehrjähriger Rückgang des realen
Wechselkurses (= Aufwertung) beeinträchtigt die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit und zieht im Normalfall eine Verringerung des Handelsbi-
lanzüberschusses bzw. ein höheres Handelsbilanzdefizit nach sich. Der Zu-
sammenhang zwischen der Auf- bzw. Abwertung des realen Wechselkurses
und der Entwicklung des Saldos der Handelsbilanz in den Andenländern
zeigt, daß nur bei den OPEC-Ländern im Andenpakt (Ecuador, Venezuela)
die Elastizität der Ausfuhren in bezug auf den Wechselkurs vorübergehend
von anderen Kräften überlagert wird (Tabelle AI) .

Insgesamt ergibt sich aus den Indikatoren der wirtschaftlichen Entwick-
lung kein einheitliches Bild für die Andenpaktländer. Dort, wo Gemeinsam-
keiten entdeckt werden können, handelt es sich um Fehlentwicklungen. Es
sind keine Anhaltspunkte für eine bewußte Harmonisierung der Wirtschafts-
politik in den untersuchten Politikbereichen zu erkennen.

Worauf können gemeinsame Fehlentwicklungen zurückgeführt werden?
Die wirtschaftliche Entwicklung in den Ländern des Andenraumes bestätigt
die in anderen lateinamerikanischen Entwicklungsländern gewonnenen Er-
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fahrungen mit einer Politik, die im Zusammenhang mit der gewählten bin-
nenmarktorientierten Industrialisierungsstrategie gesehen werden muß
{Foders 1987a).So bewirkte der Versuch, die Grenzen der nationalen Bin-
nenmärkte mit Hilfe einer geldpolitisch unterstützten Umverteilung von
Einkommen zu verschieben, nur kurzfristig eine Nachfrageankurbelung.
Langfristig konnte eine Zunahme der Inflation, die zudem durch den Anstieg
der Auslandsverschuldung weiter genährt wurde, nicht vermieden werden.
In der Absicht, die Einfuhr von Kapitalgütern künstlich zu verbilligen, wur-
de verschiedentlich ein überbewerteter Wechselkurs hingenommen. Dieser
führte jedoch zu einem Verlust an internationaler Wettbewerbsfähigkeit bei
anderen Produkten und damit zu mehr Nachfrage nach Protektion bei der mit
Importen konkurrierenden heimischen Industrie. Die Kreditexpansion
konnte mit der infolge negativer Realzinsen sprunghaft angestiegenen Kre-
ditnachfrage nicht Schritt halten; wegen der Kreditkontingentierung nach
politischen Gesichtspunkten ergab sich meistens eine Fehlallokation knap-
per Ressourcen. Soweit sie dem Privatsektor zugeflossen sind, wurden die
Kreditmittel zwar zum Teil zur Finanzierung des Umlaufvermögens einge-
setzt. Es überwogen aber kurzfristige Geldgeschäfte am informellen Kredit-
markt sowie Anlagen im Ausland (Kapitalflucht). Bei steigender Inflation
und steigender Umlaufgeschwindigkeit des Geldes lohnten kurzfristige An-
lagen weit mehr als Sachinvestitionen mit längeren Kapitalwiedergewin-
nungsperioden. Die einheimische Währung verlor in Bolivien {Sachs 1987)
und Peru {Foders 1987b), wo der Prozeß der Geldentwertung sehr fortge-
schritten war, allmählich ihre klassischen Funktionen als Wertaufbewah-
rungsmittel und Recheneinheit; diese Funktionen wurden vom US-Dollar
übernommen.

2. Der Aufbau einer Zollunion

Zu den Kernvorhaben des Andenpakts gehören die Errichtung eines gemein-
samen Außenzolls und die Schaffung eines subregionalen Binnenmarkts.
Ursprünglich war die Einführung eines gemeinsamen Mindestzolls gegen-
über Drittländern in den relativ reichen Andenpaktländern für den Zeitraum
1971-1975 geplant; Bolivien und Ecuador sollten später eine Angleichung
ihrer Zölle vornehmen. Dieses erste Zollprogramm umfaßte nur 64 vH der in
Frage kommenden Zollpositionen, weil für die übrigen Produkte sektorale
Importsubstitutionsprogramme vorgesehen waren. Die einzelnen Zollsätze
lagen zwischen 0 und 120 vH des Importwerts und führten zu einem durch-
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schnittlichen tarifären Schutz von etwa 40 vH bei sehr ungleich verteilter
Zollbelastung, die sich in einem recht hohen Variationskoeffizienten mani-
festiert {JUNAC 1982b). Weil der vereinbarte Zeitplan nicht eingehalten
wurde, ist es 1976 zu einer Änderung dieses Programms und zur Festsetzung
neuer Fristen gekommen. Im Jahr 1981 hatte Kolumbien in 81 Fällen, Peru in
296 Fällen und Venezuela in 163 Fällen niedrigere Zölle beibehalten, insbe-
sondere bei Kapitalgütern, als im Programm gefordert worden war. Bei den
Sätzen, die für Importsubstitutionsprodukte festgelegt wurden, ergaben sich
ebenfalls häufig Abweichungen von den Soll-Werten.

Tabelle 6 - Durchschnittlicher Zollschutz in den Andenpaktstaaten 1970,
1975,1980,1981 (vH)

Land

Kolumbien

Peru

Venezuela

Bolivien

Ecuador

1970

56,0

89,0

-

50,0

91,0

Zollschutz
gegenüber

Drittländern

1975 1980

36,8 35,0

69,1 55,0

48J 44,0

23,3 18,0

30,9 33,0

1981

32,6

34,6

31,0

20,4

32,1

1970

43,4

53,3

48,5

88,3

Zollschutz
gegenüber

Andenpakt-
ländem

(Soll-Sätze)

1975 1980

25,2 16,9

38,1 23,9

28,9 20,1

21,4 15,7

28,4 28,8

1981

10,2

10,4

10,0

15,3

24,1

Öffnungsgrad gegenüber
Andenpaktländern

1970

22,5

40,1

-

3,0

3,0

geplant*

1975

31,5

44,9

40,9

8,2

8,2

1980

51,7

56,6

54,3

12,8

12,8

1981

68,7

66,5

67,7

25,0

25,0

Ist

1981

46,6

46,5

29,0

7,8

10,6

Soll-
Ist-

Abw.

1981

22,1

20,0

38,7

17,2

14,4

a Abweichung des durchschnittlichen Zollschutzes gegenüber Andenpaktländem vom
durchschnittlichen Zollschutz gegenüber Drittländern (Soll-Sätze), in vH des letzteren.

Quelle: JUNAC (1982b): - eigene Berechnungen.

46



Trotz der nur zögernden Verwirklichung des Außenzolls, hat sich der tari-
färe Schutz gegenüber Drittländern von 1970 bis 1981 deutlich verändert. So
nahm der Durchschnittszoll in allen Ländern vor allem zwischen 1970 und
1975 ab (Tabelle 6); am kräftigsten sanken die Zölle in Ecuador und in Peru.
Betrachtet man die nationalen Zollsätze nach Sektionen der Brüsseler No-
menklatur, so fällt auf, daß die Zollstruktur in den einzelnen Ländern sehr
verschieden war. Die Variationskoeffiezienten deuten schließlich auf spür-
bare Unterschiede in der Streuung der nationalen Zollsätze hin (Tabelle A 2).

Die nominale Protektion gegenüber Drittländern gibt nur eine Teilaus-
kunft über den Schutz dieses Integrationsraumes gegenüber dem Rest der
Welt. Sie sagt nichts über die effektive Protektion des Andenpakts aus, das
heißt, darüber, inwieweit die Wertschöpfung einzelner Produkte zu heimi-
schen Preisen von der Wertschöpfung zu Weltmarktpreisen abweicht. Nach
einer Weltbankstudie {WorldBank 1983) betrug die effektive Protektion der
Sektoren der Verarbeitenden Industrie im Andenpakt 1981 im Schnitt etwa
64 vH (Tabelle 7). Sie lag somit geringfügig unter dem Durchschnitt einer
größeren Stichprobe von Entwicklungsländern (72 vH {HavryliyshynlAlik-
hani 1982)), aber weit über dem vergleichbaren Wert für die Bundesrepu-
blik Deutschland (10 vH im Jahr 1972 {Donges/Fels/Neu u.a. 1973)).

Die im internationalen Vergleich hohe Protektion im Andenpakt wird
durch die Effektivzölle eher unterschätzt. Denn wichtiger als die Höhe und
Struktur der Zölle ist das Ausmaß der nicht-tarifären Protektion in den Un-
tersuchungsländern. Nach Angaben des Institute para la Integraciön de
America Latina (INTAL) hatten die Andenländer, allen voran Peru, in den
siebziger Jahren umfangreiche nicht-tarifäre Handelshemmnisse eingeführt
(Tabelle A 3). Die im Trade Information System der United Nations Confe-
rence on Trade and Development (UNCTAD) entstandene Datenbank über
nicht-tarifäre Maßnahmen in den Entwicklungsländern vermittelt einen
ähnlichen Eindruck {UNCTAD 1985).

Auf dem Weg zum Binnenmarkt wurde im Rahmen des Andenpakts ein
gradueller Abbau der tarifären Handelshemmnisse für den intrasubregiona-
len Handel vorgesehen. Es wurde ein Zollsenkungsprogramm verabschie-
det, das vier Hauptlisten umfaßt: eine gemeinsame Liste (etwa 3 vH der
Zolltarifpositionen), eine Liste für lineare Zollsenkungen (62 vH der Zollta-
rifpositionen), eine Liste nicht erzeugter Produkte, die für künftige Import-
substitutionsprogramme reserviert sind (17 vH der Zolltarifpositionen) und
die Liste für Produkte, für die Importsubstitutionsprogramme bereits initi-
iert wurden (Maschinenbau, Petrochemie, Kraftfahrzeugbau und Eisen- und
Stahlprodukte) (19 vH der Zolltarifpositionen) - (Tabelle A 4). Die Liberali-
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Tabelle 7 - Struktur der ökonomischen A nreize im Andenpakt nach Sektoren
der Verarbeitenden Industrie 1981 (vH)

Nahrungsmittel

Getränke
Tabak
Textilprodukte

Bekleidung
Lederprodukte
Schuhe

Holzprodukte
Möbel
Papierprodukte

Dmckereierzeugnisse
Chemische Produkte
Erdölprodukte

Kautschukprodukte
Steine und Erden

Stahl- und Eisenprodukte
Übrige Metallprodukte
Nichtelektr. Maschinen
Elektr. Maschinen

Fahrzeugbau
Übrige Produkte

Effektive Protek-
tionsratenafür den

Binnen- Auslands-

markt

94
88
55

121

87

106
89

52
97
56
32
27
75
44

50

40
66
31
50

27
57

marktb

7

23
18

-52

-25
-38

1

2

9
-3

16
10

-32
17
14

-1

-6

20
17

18
16

Anreiz-
struktur0

1,8

1,5
1,3
4,6
2,5

3,3
1,9

1,5
1,8
1,6

1,1
1,2
2,6
1,2

1,3
1,4
1,8

1,1
1,3
1,1
1,4

a Brutto-Effektivzoll, berechnet nach der Balassa-Methode (nicht-handelbare Güter wer-
den als ungeschützt betrachtet), mit Hilfe einer Input-Output-Tabelle für den Andenpakt
und durchschnittlicher Zölle gegenüber Drittländern.
Negative Protektionsraten deuten auf eine negative Wertschöpfung zu Weltmarktpreisen
hin.

c Berechnetals Verhältnis von Effektivzoll für den Binnenmarktplus 1 zu Effektivzoll für
den Auslandsmarkt plus 1. Liegt der errechnete Wert über 1, so werden die Ausfuhren
diskriminiert.

Quelle: WorldBank (1983): - eigene Berechnungen.

48



sierung sollte zunächst in den "großen" Ländern Kolumbien, Peru und Vene-
zuela von 1970 bis 1980 verwirklicht werden und ab 1976 auch Bolivien und
Ecuador erreichen; den beiden "kleineren" Ländern wurde eine Frist bis
1985 eingeräumt.

Wie bei der Errichtung eines gemeinsamen Außenzolls wurden die Fri-
sten für das Zollsenkungsprogramm ebenfalls nicht eingehalten. Dennoch
gelang es, die Märkte für den intrasubregionalen Handel zu öffnen. Betrug
der Öffnungsgrad für den Binnenhandel2 1970 in Kolumbien 22,5 vH, so
konnte er bis 1981 auf 46,6 vH erhöht werden (Tabelle 6). Die übrigen An-
denländer folgten dieser Tendenz, wenn auch nicht ganz einheitlich. Kolum-
bien und Peru haben ihre Zölle weit mehr als Venezuela und die beiden "klei-
neren" Länder abgebaut. Daß es nicht zu einer vollständigen Liberalisierung
gekommen ist, lag an der Existenz einer langen Liste von Produkten, die von
den geplanten Zollsenkungen befreit waren (Tabelle A 5), und an der An-
wendung nicht-tarifärer Maßnahmen auch im intrasubregionalen Handel.

Welche ökonomischen Auswirkungen können dem gemeinsamen Au-
ßenzoll und der Liberalisierung des intrasubregionalen Handels zugeschrie-
ben werden? Integrationsbemühungen haben statische und dynamische
Wohlfahrtseffekte. Zu den statischen Effekten werden die Handelsschaf-
fung und die Handelsumlenkung gerechnet. Handelsschaffung liegt nach
Balassa (1967) dann vor, wenn die Einkommenselastizitäten der Nachfrage
nach Importen aus den Mitgliedsländern nach Beginn der Integration zuneh-
men, verglichen mit der Situation vor der Integration. Dabei wird unterstellt,
daß die Elastizitäten konstant geblieben wären, wenn die Integration unter-
blieben wäre. Auf Handelsschaffung wird auch dann geschlossen, wenn die
Elastizitäten für die Einfuhren aus allen Regionen nach der Integration höher
ausfallen als vor der Integration. Handelsumlenkung kommt zustande, wenn
die Elastizitäten der Nachfrage nach Importen aus Drittländern vor der Inte-
gration höher liegen als diejenigen, die sich nach Beginn der Integration er-
geben.

Im Idealfall wäre also die Berechnung von Elastizitäten für zwei Zeiträu-
me notwendig, von denen einer den Zustand vor der Integration widerspie-
geln sollte. Da im Fall des Andenpakts die benötigten Daten für die Zeit vor
der Integration nicht verfügbar waren, ist in dieser Arbeit davon ausgegan-
gen worden, daß sich Handelsströme erst nach einer gewissen Reaktionszeit
nachhaltig verändern lassen. Daher sind der Zeitraum 1973-1976 als An-
laufphase oder Periode der noch schwachen Integration und der Zeitraum
1977-1980 als fortgeschrittene Integrationsphase gewählt worden, um die
statischen Effekte der Andenintegration abzuschätzen.
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Tabelle 8 - Andenpakt: Einkommenselastizitäten der Importnachfrage für
ausgewählte Güter, 1973-1976 und 1977-1980

Gütergruppen

Rohstoffe
Nahrungsmittel
Textil, Bekleidung, Leder
Holzprodukte
Papier und Druckerzeugnisse
Chemische, petroch. Produkte
Steine und Erden
Eisen- und Stahlprodukte
Metallprodukte, Maschinen

Elastizitäten11 für Importe aus

Andenpakt

1973-
1976

2,92
1,00
2,21
6,57
0,91
1,37
3,46
0,60
2,12

1977-
1980

-2,16
0,86
2,41
2,00
0,86
1,43
2,17
1,67
1,44

Drittländern

1973-
1976

1,05
1,69
1,34
1,80
0,89

-1,24
2,00
1,39
2,53

1977-
1980

1,10
0,89
1,13

-0,16
1,04
1,08
0,42
0,16
0,44

allen Ländern

1973-
1976

1,43
1,64
1,38
2,21
0,89
1,24
2,16
1,36
2,52

1977-
1980

0,58
0,89
1,24
0,26
1,04
1,10
0,65
0,22
0,45

a Errechnet als durchschnittliche Wachstumsrate der Importe/durchschnittliche Wach-
stumsrate des Bruttoinlandsprodukts.

Quelle: JUNAC (1982a); - eigene Berechnungen.

Die errechneten Elastizitäten deuten daraufhin, daß die Integrationspoli-
tik im Andenraum Handelsschaffung bei nur drei der neun betrachteten Gü-
tergruppen gebracht hat (Tabelle 8). Zu Handelsschaffung ist es bei Produk-
ten aus dem Bereich Textil, Bekleidung, Leder, bei Produkten der Chemi-
schen Industrie (einschl. Petrochemie und Kautschuk), und bei Eisen- und
Stahlprodukten gekommen. Anders als man erwarten könnte, wurde in den
siebziger Jahren keine gezielte Liberalisierung für diese Produkte betrieben.

Im Handel mit Drittländern hat der Andenraum seine natürlichen Vorteile
bei Rohstoffen (überwiegend Erdöl) und Papierprodukten genutzt. Bei sie-
ben Gütergruppen ergeben sich allerdings Einkommenselastizitäten der Im-
portnachfrage im Handel mit Drittländern, die in der fortgeschrittenen Inte-
grationsphase niedriger ausfallen als in der Anlaufphase. Daraus kann bei
den betroffenen Produkten auf Handelsumlenkung infolge zunehmender
Andenintegration geschlossen werden3.
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In der partiellen Bilanz der Kosten und Erträge der Integration für die An-
denpaktländer, die sich hier nur auf statische Effekte beschränkt4, stehen die
potentiellen Wohlfahrtsgewinne der Handelsschaffung den potentiellen
Wohlfahrtsverlusten der Handelsumlenkung gegenüber. Ob die Handels-
schaffung tatsächlich Gewinne entstehen läßt, hängt davon ab, ob die Elasti-
zitäten echten Handel, der auf Preis- und Kostenunterschieden zwischen den
Mitgliedsländern beruht, und nicht bilateral verwalteten Handel (Kompen-
sationsgeschäfte, Staatshandel) zum Ausdruck bringen.

Die Bestimmung der Handelsverluste ist eindeutiger als die der Handels-
gewinne. Denn Handel wird dann umgelenkt, wenn Güter, die billiger von
Drittländern bezogen werden können, wegen der Zollunion von Mitglieds-
ländern bezogen werden müssen. Richtig ist, daß aus der Sicht des importie-
renden Landes dies immer noch effizienter ist, als das Gut im eigenen Land
herzustellen, wenn dieses Land keinen komparativen Vorteil dafür besitzt.
Dennoch muß davon ausgegangen werden, daß beim Import dieses Gutes
aus der Zollunion stets mehr Einkommen aufgegeben werden muß, als beim
Import aus Drittländern. Bei vorsichtiger Interpretation der Elastizitäten
kann daraus geschlossen werden, daß Handelsumlenkung bei sieben von
insgesamt neun Produkten schwerer wiegen dürfte als (unbestimmte) Han-
delsschaffung bei nur drei Produkten.

Das Ergebnis, daß die Handelsumlenkung bei den Integrationsbemühun-
gen der Andenpaktländer tendenziell überwiegt, stimmt mit dem empiri-
schen Befund überein, der bisher für andere lateinamerikanische Integra-
tionsversuche vorliegt. So kamen beispielsweise Langhammer und Spinan-
ger (1984) und Foders (1987a) zu einer ähnlichen Beurteilung der Latein-
amerikanischen Freihandelszone (ALALC) und des Karibischen Gemeinsa-
men Marktes (CARICOM).

///. Andenintegration im Wandel: Krise oder Neuanfang?

Der Integrationsprozeß hat in der ersten Hälfte der achtziger Jahre seine ur-
sprüngliche Vitalität verloren. Konnten von 1970 bis 1980 die intrasubre-
gionalen Ausfuhren mit einer durchschnittlichen Rate von 26,5 vH expan-
dieren, so wurden seit 1981 erstmalig Rückgänge verzeichnet. Diese Ent-
wicklung wurde von deutlich rezessiven Tendenzen bei gleichzeitig hohen
Preissteigerungsraten in den einzelnen Andenländern begleitet. Im Zeit-
raum 1981-1986 stieg dieAuslandsverschuldung des Andenpakts von 54,1
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auf 77,7 Milliarden US-Dollar, von der etwa 50 vH auf Venezuela und85 vH
auf nur drei Länder (Kolumbien, Peru und Venezuela) entfallen.

Für die Lähmungserscheinungen bei der Andenintegration waren nicht
nur externe Faktoren, sondern auch ganz wesentlich hausgemachte Faktoren
verantwortlich. Wie im vorigen Abschnitt dieser Arbeit gezeigt wurde, un-
terlag die Wirtschaftspolitik weiterhin den nationalen und nicht den gemein-
schaftlichen Interessen. Keines dieser Länder hat das Ziel der breiten Im-
portsubstitution auf einzelstaatlicher Ebene wirklich aufgegeben. Darauf
weisen die Handelspolitik gegenüber den übrigen Mitgliederländern sowie
die Wechselkurs-, Geld-, Kredit- und Finanzpolitik hin, die in den Anden-
ländern verfolgt wurde.

Die Nichteinhaltung der Fristen für die Einführung eines gemeinsamen
Außenzolls und für die Zollsenkungsprogramme für den Binnenhandel, zu-
sammen mit der wiederholten Zurückhaltung bei der Einbeziehung von Ge-
meinschaftsentscheidungen und -normen in das nationale Recht haben der
Gemeinschaftsidee spürbare Verluste an Glaubwürdigkeit eingebracht. Pro-
bleme ergaben sich auch bei der Konzipierung und Durchführung der ge-
planten subregionalen Importsubstitutionsprogramme. Von den anfänglich
vier Programmen wurden nur drei bisher näher bestimmt und nur zwei davon
nach mehreren Änderungen in die Umsetzungsphase gebracht.

Mit dem ohnehin nur schleppenden Wachstum in den Industrieländern
brach schließlich auch der Nord-Süd-Handel weitgehend zusammen, beson-
ders nachdem Mexiko im Zuge der Wende auf dem Kapitalmarkt 1982 zah-
lungsunfähig wurde und die internationale Verschuldungskrise auslöste.
Dies wirkte sich auch auf den Handel der Andenländer mit Drittländern aus
und verstärkte den wirtschaftlichen Niedergang.

Mitten in der Krise, die nicht nur eine des Andenpakts war, wurden die
Stimmen laut für eine Wiederbelebung der Andenintegration. Die Stunde
der internationalen Krise sollte die Stunde eines neuen Integrations Stils wer-
den. So legte die Junta ihre Vorschläge vor, die in Form eines Änderungspro-
tikolls zum Cartagena-Vertrag nunmehr von den Mitgliedsländern ratifi-
ziert werden sollen. Das Änderungsprotokoll greift einige der Mißerfolge,
die bei den bisherigen Integrationserfahrungen im Andenpakt erzielt wur-
den, auf und erweitert die Integrationsbestrebungen auf neue Felder. Neue-
rungen ergeben sich bei den subregionalen Importsubstitutionsprogram-
men, bei der Förderung der Landwirtschaft und bei der finanziellen Zusam-
menarbeit (einschl. der Behandlung multinationaler Unternehmen). Als
neues Integrationsfeld kommt die Sozialpolitik hinzu.
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/ . Das Änderungsprotokoll des Abkommens von Cartagena: Ökonomi-
sche Implikationen

a. Der graduelle Ansatz bei der Annäherung der nationalen Wirtschafts-
politiken in den Andenländern

Was die Harmonisierung der Wirtschaftspolitiken anlangt, sieht das Ände-
rungsprotokoll einen graduellen Ansatz vor und beschränkt gleichzeitig die
Koordinierung der Entwicklungsstrategien auf bestimmte Sektoren, in Ab-
hängigkeit von den Fortschritten, die bei Errichtung des gemeinsamen Au-
ßenzolls und der Verwirklichung des Binnenmarktes erzielt werden.

Die Erfahrungen in der Europäischen Gemeinschaft haben gezeigt, daß
divergierende nationale Wirtschaftspolitiken, besonders im monetären Be-
reich, dazu führen, daß das Land mit den niedrigsten Produktionskosten und
mit der niedrigsten Inflationsrate dazu neigt, Überschüsse im intraregiona-
len Handel zu erzielen. Umgekehrt tendieren inflationäre Wirtschaften dazu,
defizitäre Handelsbilanzen zu bekommen. Auch dann, wenn - wie in der EG -
die Möglichkeit besteht, Unterschiede in der Kostenentwicklung über eine
entsprechende Festsetzung der Wechselkurse im Europäischen Währungs-
system oder aber - wie im Agrarsektor der EG - über spezifische Wechsel-
kurse ("grüne Kurse") vorübergehend auszugleichen, bleibt der Druck auf
die inflationären Länder erhalten und nimmt im Zeitablauf sogar zu, wenn es
nicht zu einer erneuten Wechselkursanpassung kommt. Solche Anpassun-
gen haben jedoch eine natürliche Grenze und zwingen früher oder später zu
tiefgreifenden Korrekturen in den einzelnen Mitgliedsländern.

Divergierende Wirtschaftspolitiken, die zu divergierenden wirtschaftli-
chen Grunddaten führen, lassen sich nicht einmal mit der Einführung einer
gemeinsamen Währung verhindern. Selbst wenn die Länder mit einer relativ
starken Währung einer solchen institutionellen Änderung zustimmen soll-
ten, was nicht anzunehmen ist, wird es nach wie vor sehr davon abhängen,
wie die Geld- und Kreditpolitik der regionalen Zentralbank aussieht. Wer-
den bestimmten Ländern mehr Kredite als anderen gewährt oder kommt es
bei der Allokation von Krediten zu politischen Einflußnahmen, dann kann
kaum erwartet werden, daß sich ein gesundes Preisgefüge etabliert. Die
Währungsvielfalt kann wahrscheinlich viel mehr als das Währungsmonopol
zur Preisstabilität in einem Integrationsraum beitragen. Flexible Wechsel-
kurse und ein freier Kapitalverkehr würden die Effizienz eines pluralisti-
schen Währungssystems wesentlich erhöhen.
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Für die Andenländer können sich sehr wohl gute Chancen auftun, ihren
Binnenhandel zu intensivieren und dabei die Wohlfahrtsgewinne zu erzie-
len, die mit mehr Handelsschaffung einhergehen. Dafür bedarf es jedoch
ernster Anstrengungen zunächst auf nationaler und dann auf subregionaler
Ebene. Wie im Kapitel II dieser Arbeit ausgeführt wurde, müssen die Anden-
länder als erstes mit der Sanierung der eigenen Wirtschaften beginnen. Die
Zollsenkung im Handel unter den Mitgliedsländern bleibt wirkungslos,
wenn die Politiken, die hinter der Kostenentwicklung stehen, nicht geändert
werden.

Alle Stabilisierungserfahrungen, die in Lateinamerika in den siebziger
und achtziger Jahren gemacht wurden, deuten darauf hin, daß nicht eine gra-
duelle, sondern eine schockartige Therapie benötigt wird. Der graduelle An-
satz geht nämlich von der falschen Hoffnung aus, daß man inflationäre Er-
wartungen über einen längeren Zeitraum hinweg steuern kann. Haben die
Wirtschaftssubjekte nämlich genügend Zeit, sich der Geldentwertung anzu-
passen, so muß es zwangsläufig zu Verteilungskämpfen kommen, und zwar
zwischen dem staatlichen Sektor auf der einen und den Unternehmen und
Arbeitnehmern auf der anderen Seite. Nur eine Regierung, die den Mut zu ei-
ner schockartigen Therapie aufbringt, kann die Inflation in Grenzen halten.

Dort wo die Inflationsursache leicht identifiziert werden kann, wie bei-
spielsweise in Bolivien und in Peru, das heißt, wo eine unsolide Finanzpoli-
tik verfolgt wurde, liegt der Reformbedarf im staatlichen Bereich. Wenn -
wie in Entwicklungsländern üblich - die Steuerbasis zu gering ist, muß eine
grundlegende Steuerreform eingeleitet werden. Angesichts der bisherigen
Entwicklung wird jedoch eine Einschränkung der Staatsausgaben unum-
gänglich sein. In den übrigen Ländern des Andenpakts liegen die Schwierig-
keiten ebenfalls in der Geld- und Finanzpolitik, auch wenn sie nicht die Di-
mensionen wie in Bolivien oder Peru erreichen. Allen Ländern gemeinsam
ist ferner die Notwendigkeit, mehr Zurückhaltung bei der Einkommenspoli-
tik zu zeigen. Die Einkommensentwicklung sollte an die Produktivitätsent-
wicklung gekoppelt werden.

Die Stabilisierung des Preisniveaus in diesen Ländern ist nicht unabhän-
gig von der Dringlichkeit, eine Strategie zur Überwindung des Verschul-
dungsproblems zu finden. Denn insoweit, wie der Schuldendienst den
Staatshaushalt und letztlich auch die Geld- und Kreditpolitik betrifft, müs-
sen Rückzahlungspläne mit den Gläubigern vereinbart werden, die kompati-
bel mit der Preisstabilisierungspolitik sein sollten.

Damit eine Preisstabilisierung gelingen kann, müssen auch wechselkurs-
politische Maßnahmen ergriffen werden, die konsistent mit der Geld- und
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Finanzpolitik sind. Beim Wechselkurs kann wegen der Bedeutung, die der
Außenhandel des Andenpakts mit dem Dollarraum hat, nur eine Politik Er-
folg haben, die den Dollar einbezieht. An dieser Stelle kann ein subregiona-
ler Ansatz helfen, in dem etwa im ersten Schritt flexible Wechselkurse
gegenüber dem Dollar oder einem Währungskorb mit dem Dollar als Haupt-
komponente untereinander eingeführt werden.

b. Chancen für den Binnenmarkt

Im Änderungsprotokoll zum Cartagena-Vertrag wird grundsätzlich am Ziel
festgehalten, eine Zollunion im Andenraum zu schaffen. Die Einführung
von neuen Ausnahmeklauseln, in der Absicht, den Mitgliedsländern mehr
legale Wege zur Umgehung des Zollsenkungsprogramms zur Verfügung zu
stellen, läßt indes begründete Zweifel darüber entstehen, ob der Geist von
1969 unverändert geblieben ist. Auch die eher großzügige Verlängerung der
Fristen zur Angleichung der nationalen Zollstrukturen, sei es bei der Errich-
tung des gemeinsamen Außenzolls oder der bei der Liberalisierung im intra-
subregionalen Handel, deutet in diese Richtung.

In Zukunft sollen neben dem normalen Handel auch "neue Handelsfor-
men" im intrasubregionalen Handel möglich sein. Darunter werden der
Staatshandel, Kompensationsgeschäfte und generell solche Handelsformen
verstanden, die nicht preisbedingt sind und deshalb z.B. im Ost-West-Han-
del verbreitet sind. Hier wird der Einfluß der Entwicklung in Lateinamerika
nach der Schuldenkrise spürbar, vor allem von dem in der ALADI geförder-
ten Bilateralismus.

Die Legalisierung von "neuen Handelsformen" kann kaum als Fortschritt
bewertet werden. Denn diese "neuen Handelsformen" stellen nichts anderes
dar, als nicht-tarifäre Handelshemmnisse. Sie haben zwar ihre Berechtigung
in der chronischen Devisenknappheit, die in vielen Entwicklungsländern
herrscht, weil sie dazu beitragen können, bilaterale Handelsüberschüsse
bzw. -defizite zu vermeiden. Sie haben aber andererseits die Wirkung, daß
der Handel mit bestimmten Ländern und mit bestimmten Gütern bevorzugt
wird, wodurch sie eine offene Diskriminierung von Drittländern begünsti-
gen. Anders als (saubere) Zollunionen von Entwicklungsländern verstoßen
solche Handelspraktiken gegen die Grundnormen des GATT.

Der Hauptnachteil der "neuen Handelsformen" ist, daß sie den Preisme-
chanismus außer Kraft setzen und so einer Spezialisierung der Andenpakt-
länder entgegenwirken. Dadurch wird der Druck des Marktes weitgehend
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ausgeschaltet, und die Länder sehen keinen Anlaß für eine Wirtschaftspoli-
tik, die ihre Wettbewerbsposition stärken könnte. Im Gegenteil, es ist damit
zu rechnen, daß diese Länder erneut den Weg der bequemeren Anpassung
gehen und die überfälligen Reformen weiter aufschieben.

Fortschritte beim Aufbau eines subregionalen Binnenmarktes könnten
nur über einen Abbau der tarifären und vor allem der nicht-tarifären Han-
delshemmnisse in den Mitgliedsländern erzielt werden. Wie in Kapitel II
dieser Arbeit gezeigt wurde, ist der Protektionsgrad der Andenländer sehr
hoch. Er wirkt den vereinbarten Handelspräferenzen entgegen und zeigt au-
ßerdem, daß der politische Wille für eine wirkliche Integration nicht oder nur
zum Teil vorhanden ist.

Eine niedrigere Protektion in den Andenländern ist gleichbedeutend mit
einer außenwirtschaftlichen Neuorientierung. Protektion ist Mittel und
gleichzeitig Folge der Importsubstitutionspolitik, die in den Andenländern
zu einer Struktur der ökonomischen Anreize geführt hat, die Ausfuhren dis-
kriminiert (Tabelle 7). Eine stärkere Orientierung nach außen würde diese
Volkswirtschaften in die Lage versetzen, ihre Handelshemmnisse zunächst
gegenüber den übrigen Mitgliedsländern und später auch gegenüber Dritt-
ländern abzubauen. Voraussetzung für eine echte Liberalisierung im Be-
reich der Außenwirtschaft ist die Wiederherstellung der Wettbewerbsfähig-
keit über eine Stabilisierung des Preisniveaus und die Aufhebung von Preis-
verzerrungen (Preiskontrollen, Subventionen für kapitalintensive Produk-
tionsverfahren).

2. Perspektiven für eine stärkere Einbeziehung des Andenpakts in die
internationale Arbeitsteilung

Wirtschaftliche Integration zwischen Entwicklungsländern kann kein
Selbstzweck sein. Integrationsbemühungen sollten daher danach beurteilt
werden, ob und inwieweit sie einen Beitrag zum Entwicklungsziel leisten.
Insofern ist Integration kein Mittel zur kurzfristigen Krisenbewältigung.
Höheres Wachstum in Entwicklungsländern erfordert höhere Investitionen,
also letztlich Einfuhren von Kapitalgütern und Zwischenprodukten, die
(noch) überwiegend im Industrieländern hergestellt werden. Aus diesem
Grund kann Integration ebensowenig Abkoppelung von der Weltwirtschaft
bedeuten. Ein verstärkter subregionaler Handel sollte deshalb komplemen-
tär zum Nord-Süd-Handel sein und nicht als Substitut dafür gedacht werden.
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Die neuere Entwicklung im Andenraum gibt zu der Befürchtung Anlaß,
daß mehr Handelsumlenkung betrieben werden soll, und zwar unter der
Rubrik "neue Handelsformen". Richten nämlich die Andenländer ihre Ex-
portkraft vorwiegend auf den subregionalen Binnenmarkt, so verbleibt die-
sen Ländern wenig Spielraum, um die für die notwendigen Einfuhren aus In-
dustrieländern benötigten Devisen zu erwirtschaften. Durch die Einrichtung
von Verrechnungs- und Clearingsystemen für diese "neuen Handelsfor-
men", in der (falschen) Hoffnung, Devisen "sparen" zu können, wird nicht
nur der Nord-Süd-Handel erschwert, sondern langfristig die Wettbe-
werbsfähigkeit gegenüber Drittländern eher geschwächt.

Solange, wie die hohe Protektion und die Strategie der Importsubstitu-
tion, sei es auf nationaler oder auf subregionaler Ebene, beibehalten werden,
sehen die Chancen für eine stärkere Teilnahme der Andenpaktländer an der
internationalen Arbeitsteilung nicht gut aus. Daran könnte die häufig emp-
fohlene Offensive auf dem Gebiet der Handelspräferenzen für Andenpakt-
ausfuhren, beispielsweise in der EG oder in die Vereinigten Staaten, wenig
ändern. Der Beitrag von Handelspräferenzen an der Exportexpansion in Ent-
wicklungsländern wird nämlich in der Literatur übereinstimmend als nicht
ausreichend beurteilt {Nicolaides 1985). Dort, wo sie nachweislich Han-
delsströme zustande gebracht haben, ist der Verdacht, daß es sich dabei um
eine weitere Form von Handelsumlenkung handelt, bislang nicht entkräftet
worden {Pomfret 1986).

IV. Schlußfolgerungen

Der Andenpakt stellt eine der anspruchsvollsten Formen der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern dar. Er hat deshalb
nicht nur bei den Mitgliedsländern, sondern auch in den übrigen Entwick-
lungsländern große Hoffnungen geweckt. Die Bestandsaufnahme der bishe-
rigen Integrationserfahrungen auf den Gebieten der Harmonisierung der
Wirtschaftspolitik und der Errichtung einer Zollunion zeigt, daß diese Hoff-
nungen nicht erfüllt wurden.

Daß die Ziele des Andenpakts nicht erreicht werden konnten, lag daran,
daß Integration und binnenmarktorientierte Industrialisierung bei hohem
Protektionsniveau inkompatibel sind. Die Bereitschaft zu einer Öffnung der
Andenländer war nicht einmal gegenüber den übrigen Mitgliedsländern vor-
handen. Dahinter steht vielfach die Befürchtung, daß jede Öffnung mit wirt-
schaftspolitischen Reformen verbunden ist, die aus der Sicht der Branchen,
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die mit Importen konkurrieren, Wohlfahrtsverluste verursachen können.
Bei dieser einseitigen Argumentation wird jedoch übersehen, daß der Preis,
den diese Länder für den hohen Schutz ihrer importkonkurrierenden Indu-
strie bezahlen, ihre geringe Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Drittländern
ist: die Protektion wirkt wie eine Steuer auf die eigene Exportwirtschaft.

Für eine erfolgreiche Wiederbelebung des Andenpakts müßte
- die Wirtschaftspolitik in den Andenländern auf Stabilitäts- und Liberali-

sierungskurs gebracht werden,
- die tarif äre und vor allem nicht-tarifäre Protektion sowohl gegenüber den

Mitgliedsländern als auch gegenüber Drittländern abgebaut werden und
- die Binnenorientierung der Andenpaktländer aufgegeben werden.

Eine Orientierung nach außen würde den Andenländern bei der Anpas-
sung an den weltwirtschaftlichen Strukturwandel helfen und die Vorbedin-
gungen für eine stärkere Einbeziehung dieser Länder in die internationale
Arbeitsteilung darstellen. Folgt eine solche außenwirtschaftliche Offensive
dem Vorbild einiger südostasiatischer Entwicklungsländer, indem neue Ex-
portmärkte erobert werden, so wachsen die Chancen für eine nicht-wohl-
standsgefährdende Lösung des Verschuldungsproblems.

Das Änderungsprotokoll zum Vertrag von Cartagena enthält keine Alter-
nativen, um aus der andauernden Krise des Andenpakts herausfinden zu
können. Im Gegenteil, es stellt einen weiteren Versuch dar, Anpassungen
jeglicher Art zu vermeiden. Daß Protektion und graduelle Reformen auf die
Dauer weit höhere soziale Kosten verursachen als Liberalisierung und
durchgreifende Reformen, ist dabei außer acht gelassen worden.
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Tabellenanhang
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Tabelle AI- Andenpaktländer: Handelsbilanz und realer Wechselkurs
1970-1985

Jahr

1970

1971
1972
1973
1974
1975

1976
1977
1978
1979
1980

1981
1982
1983
1984
1985

Bolivien

RWK"

-

3,1
5,1

26,9
-30,8
-0,3

0,4
-0,2
-3,5
•4,0

-6,9

-16,7
13,3
-1,2

-29,3
47,3

HBSb

31

11
28
31
190
-130

-28
48

-142
-80
109

-63
250
166
233
72

Ecuador

RWKa

-

13,2
-3,2
-0,1
-3,7
-5,4

-5,6
-6,4
-3,3
1,9
1,0

-6,5
5,2
0,3
10,0
-14,3

H B S b

-84

-141
7

135
446
-13

300
247
52
504
168

205
140
759
868
1298

Kolumbien

RWKa HBSb

-

1,9
1,7
0,8
5,3
5,3

-2,2
-16,9
-2,8
-1,7
0,1

-1,4
-3,7
4,0
11,9
12,5

-107

-239
7

115
-180
-30

37
415
202
67

-718

-2243
-2383
-1887
-1036
-589

Peru

RWKaHBSb

-

-2,2
-3,3
3,1
1,8
2,6

16,2
20,2
17,8
-12,9
-4,4

-3,3
19,2
9,5

20,0
-7,7

426

140
148
26
20

-1063

-650
-98
464
1914
736

-553
-428
293
1007
1098

Venezuela

RWK*

-

0
0,5
5,9
9,0
-0,8

-2,7
-1,7
0,8
0

-6,2

-6,3
-7,1
-4,6
39,9
-4,6

HBS b

979

971
506
1752
6843
2869

2447
-1698
-3017
3126
6266

7019
3555
6450
6377
4304

a Realer Wechselkurs = nominaler Wechselkurs deflationiert mit dem jeweiligen Verbrau-
cherpreisindex (1980 = 100) und gewogen mit dem Großhandelspreisindex der USA
(1980 = 100); jährliche Veränderungen.
Handelsbilanzsaldo in Mill. US-Dollar zu laufenden Preisen.

Quelle: IMF; - eigene Berechnungen.
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Tabelle A 2 - Durchschnittlicher Zollschutz gegenüber Drittländern in den
Andenpaktländern, nach Sektionen der Brüsseler Nomenklatur 1981

Sektion

I

n
m
rv
V
VI

vn
VIII

IX
X
XI

xn
xra
xrv
XV
XVI
XVII

xvin
XIX
XX

XXI

Lebende Tiere

Pflanzliche Produkte

Fette und Öle
Nahrungsmittel, Tabak
Mineralien

Chemische Produkte
Kautschuk
Häute, Leder
Holz, Korken
Papier

Textilprodukte

Schuhe
Steine, Erden
Edelsteine und -metalle
Metallprodukte
Maschinen

Fahrzeuge
Instrumente
Waffen

Sonstige

Kunst

Insgesamt*3

Variationskoeffizient

Anzahl der

Zolltarif-
positionen

138
232

85
208
155

1305
155
58
79

138
381

31
135
36

476
780
127

271
20

102

6

4918

Bolivien

27,1

-19,3
8,8

33,6
19,0
13,4

21,7
48,9
46,2

20,2

21,3
50,4
29,4
38,3
20,8
15,9

11,7
28,3
34,4
38,2

3,0

20,4

2,0

Durchschnittliche Zöllea (vH)

Ecuador

46,5
45,7

36,4

103,6
10,6
12,0

32,3
57,7
51,2

37,1
62,2

81,6
40,5
21,3
28,0
20,8
24,3
31,1
66,5
67,7

0,0

32,6

1,7

Kolum-

bien

25,7

23,3
24,7
44,6

17,1
24,2

36,8
38,5

40,3
32,9
63,4

56,8
35,2
40,5
34,7

30,9
34,8
29,1
56,3
43,9

6,5

32,1

2,7

Peru

32,7

36,8

31,7
53,8
19,4

24,6
36,1
51,4

37,5
40,4
53,4

60,6
43,3
42,8
34,3
33,1
27,0
36,7
40,7
51,4

11,0

34,6

3,2

Vene-

zuela

36,1

29,6
64,7

65,8
13,0
17,6

48,0
60,5

53,7
50,0
74,8

55,9
49,2

41,1
28,5

16,1
23,0

9,5
35,8
47,7

1,0

31,0

2,0

a Ungewogene Durchschnitte:

Länderdurchschnitte, gewogen mit der Anzahl von Zolltarifpositionen.

Quelle: JUNAC (1982b); - eigene Berechnungen.
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Tabelle A 3 -Ausgewählte nicht-tarifäre Maßnahmen in den Andenpaktlän-
dern (Stand: Ende der siebziger Jahre)

Maßnahme

Bardepotpflicht
Importmeldepflicht
Allgemeine Nebenabgaben
Konsulargebühren
Spezifische Abgaben
Multiple Wechselkurse
Importverbote
Importlizenz
Regionale Förderung
Kontingente
Staatliche Handelsmonopole
Gesundheitsvorschriften
Devisenbewirtschaftung
S teuerrückerstattung
Kreditsubventionen

Boli-
vien

nein
nein
nein
ja
ja
ja
ja
ja
ja
nein

'S
'

ja
ja
ja

'S
'

Ecua-
dor

nein
ja
nein
ja
ja
ja
ja
nein
ja
nein
ja
ja
ja
ja
ja

Land

Kolum- Peru
bien

ja
ja
nein
ja
ja
ja
nein
nein
ja
nein
ja
ja
ja
ja

'S
"

nein

ja
ja
ja
ja

P

ja
ja
ja
ja
ja
ja
ja
ja

Vene-
zuela

nein
nein
ja
nein
ja
ja
ja
ja
nein
ja
ja
ja
nein
ja
ja

Quelle: INTAL (verschiedene Jahrgänge); eigene Zusammenstellung.
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Tabelle A 4 - Andenpakt: Zollsenkungsprogramme für den intrasubregio-
nalen Handel (Stand: 1981)

Liste

1. Gemeinsame Liste
2, Lineare Zollsenkungen
3. Nicht erzeugte Produkteb

4. Industrielle Programme
davon: Maschinenbau

Petrochemie
Kraftfahrzeuge
Eisen und Stahl

Insgesamt

Anzahl der
Zolltarif-
positionen3

131
3163

875
955

5124

267
161
418
109

Bedeutung

(vH)

3
62
17
19

101

5
3
8
2

a Nach Nabandina;
b Produkte, die für künftige industrielle Programme vorgesehen sind.

Quelle: JUNAC (1982b).
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Tabelle A 5 - Ausnahmeregelungen0 zum Zollsenkungsprogramm des An-
denpakts 1981

BTN-Sektion

I

n
ni
IV
V

VI

vn
vni
IX
X

XI

xn
XIII

xrv
XV

XVI
XVII

xvin
XIX
XX

XXI

Lebende Tiere
Pflanzliche Produkte
Fette und öle
Nahrungsmittel, Tabak
Mineralien

Chemische Produkte
Kautschuk
Häute, Leder
Holz, Korken
Papier

Textilprodukte
Schuhe
Steine, Erden
Edelsteine und -metalle
Metallprodukte

Maschinen
Fahrzeuge
Instrumente
Waffen
Sonstige

Kunst

Ausnahmen insgesamt

Boli-
vien

14
8
4

20
5

186
50
4
1

27

191
16
29

0
102

108
1

15
0

19

0

800

Land

Ecua-
dor

0
3

17
40

7

84
59
6
1

70

118
11
43

3
130

192
10
16

•o
8

0

239

Kolum- Peru
bien

0
2
1
6
0

12
5
0
0
0

88
0
4
5

72

44
0
0
0
0

0

818

0
0
1
9

10

. 47
21
18
6

23

174
4

23
0

120

82
1
4
0
0

0

543

Vene-
zuela

13
14
16
43
0

30
6

13
9
6

187
6
6
0
0

0
0
7
0

14

0

370

Ausnahmen
insgesamt

Abs.

27
27
39

118
22

359
141
41
17

126

758
37

105
8

424

426
12
42

0
41

0

27770

vH

0,1
0,1
1,4
4,3
0,8

13,0
5,1
1,5
0,6
4,6

27,4
1,3
3,8
0,3

15,3

15,4
0,4
1,5

-

1,5

-

100

a Anzahl der Zolltarifpositionen nach Nabandina, die in jeder BTN-Sektion von Zollsen-
kungen ausgenommen sind.

Quelle: JUNAC (1982b); - eigene Berechnungen.
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Anmerkungen

Zunächst wurde der Vertrag von Cartagena von Bolivien, Chile, Kolumbien, Ecuador
und Peru unterzeichnet. Später(1973) kam Venezuela hinzu; Chile tratim Jahr 1976aus
dem Andenpakt aus.
Abweichungen des durchschnittlichen Zollschutzes gegenüber den Andenpaktländern
vom durchschnittlichen Zollschutz gegenüber Drittländern in vH des letzteren.
Es handelt sich um Nahrungsmittel, Textilprodukte, Holzprodukte, chemische Produk-
te, Steine und Erden, Eisen- und Stahlprodukte sowie Maschinen und sonstige Metall-
produkte (Tabelle 8).
Eine vollständige Bilanz müßte sich auch auf dynamische Integrationseffekte er-
strecken. Mit solchen Effekten kann gerechnet werden, wenn es infolge von Handels-
schaffung zu Skalenerträgen, Lerneffekten oder zu anderen, effizienzsteigernden Wir-
kungen kommt, die sich letztlich in den Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts, des
Pro-Kopf-Einkommens und der Exporte niederschlagen. In dieser Arbeit ist von der
Schätzung dynamischer Effekte abgesehen worden, da der Untersuchungszeitraum
(1970-1980) viel zu kurz ist, um statistisch aussagefähige Ergebnisse zu erhalten.
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